
Dem Verfahren ist formal- und materiellrechtlich die UN-BRK zugrunde zu 
legen. 
 
Nationale Rechtssprechung: kein Ausschluss von Behinderten aus der 
Rechtsordnung 
 
Art 3, III, 2 GG verbietet Benachteiligungen aufgrund einer Behinderung, d. h. „der 
Auswirkung einer nicht nur vorübergehenden Funktionsbeeinträchtigung, die auf einem 
regelwidrigen körperlichen geistigen oder seelischen Zustand beruht“ (BVerfGE 96, 288, 
301). Das Bundesverfassungsgericht erklärt, dass die nicht vergleichbare grundsätzlich 
schwierigere Lebensführung begründet die eigenständige Bedeutung von Satz 2, woraus 
folgt ua eine besondere Verantwortung des Staates für Behinderte folgt (Wolff, Grundgesetz 
für die Bundesrepublik Deutschland, 13. Aufl., 2022, S. 99 ff.). Artikel 13, I UN-
Behindertenrechtskonvention verpflichtet die Vertragsstaaten, Menschen mit Behinderungen 
gleichberechtigt mit anderen einen wirksamen Zugang zur Justiz zu gewährleisten. 
 
Der Zugang zu den Gerichten und zu den in den Verfahrensordnungen eingeräumten 
Instanzen darf nicht in unzumutbarer, aus Sachgründen nicht mehr zu rechtfertigender 
Weise erschwert werden (vgl. BVerfGE 40, 272 <274 f.>; 78, 88 <99>; 110, 77 <85>; 
stRspr). Dieser Grundsatz gilt auch innerhalb des jeweils eingeleiteten Verfahrens, soweit es 
darum geht, sich dort effektiv Gehör verschaffen zu können, und nicht nur für die Eröffnung 
des Zugangs zum Gericht selbst (vgl. BVerfGE 81, 123 <129>). Der gerichtlichen 
Durchsetzung des materiellen Anspruchs dürfen auch hier nicht unangemessen hohe 
verfahrensrechtliche Hindernisse in den Weg gelegt werden (vgl. BVerfGE 53, 115 <127 f.>). 
 
Keine grobe Fahrlässigkeit ist, wenn keine professionelle Hilfe in Anspruch genommen wird, 
wenn das mit Kosten verbunden ist, die nicht zuzumuten sind (Staudinger/Peters/Jacoby 
(2019) BGB § 199 (Verjährungsfristen), Rn. 82). 
Ferner die Gerichte, dürfen einer unbemittelten Partei die Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung nicht unverhältnismäßig erschweren (BVerfGE 81, 347, 358; BVerfG, 
Beschluss vom 28.08.2014 – 1 BvR 3001/11 14)). 
 
Grundrechtliche Freiheits- und Sicherungsfunktion des Eigentums 
hierzu wurde auf S 33 ff. Anzeige verwiesen. 
 
 
Anwendung der UN-BRK 
 
Ausweislich der Kritik des UN-Behindertenrechtsausschusses steht die UN-BRK lediglich als 
formalrechtlicher aber nicht praktisch durchsetzbarer Anspruch da. Der Sozialrechtsanwalt 
Roland Rosenow schreibt hierzu“ In einer Zeit, in der die Zentrifugalkräfte der Gesellschaft 
immer gewaltiger zu werden scheinen, liegt darin für die Akteure der aktuellen Diskurse die 
Chance, dazu beizutragen, dass das Recht in seiner Eigenschaft als integrative 
gesellschaftliche Kraft gestärkt und weiterentwickelt wird.“ (Rosenow, Vortrag im Rahmen 
des 10. Hans-Böckler-Forums für Arbeits- und Sozialrecht, Berlin 5-6.3.2015, S. 2) 
 
Nach Meinung der Bf bestehen vorliegend in der Gemengelage, einfaches Recht, 
Grundgesetz, völkerrechtliche Bindungen aus EMRK und UN-BRK keine Widersprüche, 
wiewohl letztere Vorrang haben (BVerfG, 14.10.2004 2 BvR 1481/04 Rn 33)- es fehlt 
lediglich an der unmittelbaren Anwendung. Sollten sich doch Kollisionen ergeben, so sind 
diese nicht hinzunehmen, sondern einer Lösung zuzuführen. 
 
Zur unmittelbaren Anwendbarkeit völkervertraglicher Bestimmungen: diese setze voraus, 
dass „die Bestimmung all Eigenschaften besitzt, welche ein Gesetz nach innerstaatlichem 
Recht haben muss, um Einzelne berechtigen oder verpflichten zu können.“ Dafür müsse 
„ihre Auslegung ergeben, dass sie geeignet und hinreichend bestimmt ist, wie eine 



innerstaatliche Vorschrift rechtliche Wirkung zu entfalten, ohne dass es einer weiteren 
normativen Ausfüllung“ bedürfe.“ (BSG 06.03.2012 – B 1 KR 10/11 Rn. 24) 
 
„Die Konvention ist durch das Ratifizierungsgesetz einfaches Bundesgesetz und damit mit 
demselben Rechtsanwendungsbefehl ausgestattet wie alle anderen formellen Gesetze.“ 
(Rosenow, Vortrag im Rahmen des 10. Hans-Böckler-Forums für Arbeits- und Sozialrecht, 
Berlin 5-6.3.2015, S. 8). 
 
„Die Zielbestimmungen der UN-BRK sind oft detaillierter als die einfachgesetzliche 
Regelungen.“ (Rosenow, Vortrag im Rahmen des 10. Hans-Böckler-Forums für Arbeits- und 
Sozialrecht, Berlin 5-6.3.2015, S. 10 ff.) Hierzu das LSG Stuttgart „die UN-BRK ist als 
Auslegungshilfe für die Bestimmung von Inhalt und Reichweite der Grundrechte 
heranzuziehen, insbes. Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG; ebenso ist sie bei der Auslegung 
unbestimmter Rechtsbegriffe und bei der Ermessensausübung zu beachten.“ (LSG Stuttgart 
26.09.2012 - L 2 SO 1378/11 Rn 39). 
 
 
Bei Kollision mit dem nationalen Recht 
 
Kollisionen können durch das Zusammentreffen verschiedener Rechtsordnungen entstehen, 
z.B. zwischen nationalem und internationale Recht. Das Europäische Unionsrecht hat 
aufgrund des primären Unionsrecht durch die Europäischen Verträge Vorrang vor dem 
nationalen Recht. Dies bedeutet dass deutsche Gerichte verpflichtet sind, nationale Normen, 
die im Widerspruch stehen, unangewendet zu lassen, ohne dass es einer vorherigen 
Gesetzesänderung Bedarf. 
 
Die menschenrechtlichen Normen der UN-BRK sind geltendes Recht(Bekanntmachung des 
Inkraftretens im BGBK 2009, S. 818). Den Rechtsanwendungsbefehl sieht das BVerfG 
aufgrund Art 59 Abs. 2  iV Art 20 GG, dieser richtet sich an alle Stellen der vollziehenden und 
rechtsprechenden Gewalt richtet (BVerfGE 59, 63 (90); 63 343 (355); 77 170 (210; 90, 286 
(364); 104, 151 (209). 
 
Ob die menschenrechtliche Norm für die unmittelbare Anwendung geeignet ist, muss im 
Wege ihrer Auslegung ermitteln werden und hängt von ihrer inhaltlichen Bestimmtheit ab 
(Aichele, Die UN-BRK in der gerichtlichen Praxis, AnwBl 10/2011, S 728). 
 
„Die Anwendbarkeit mangels Bestimmtheit zu verneinen, kann im übrigen auch deshalb nicht 
überzeugen, weil ansonsten das Fakultativprotokoll zur UN-BRK, in dessen Zuge ein 
Fachgremium Sachverhalte am Massstab der Konvention entscheiden, keinen Sinn machen 
würde“ (ebd. S. 730). 
 
„Die Divergenzen innerhalb der deutschen Rechtssprechung in Bezug auf die Stellung und 
Bedeutung der UN-BRK, insbesondere die Abweichung von der verfassungsgerichtlichen 
Praxis sind besonders auffällig  und verwundern angesichts der immer wieder aufbereiteten 
und über ständige Rechtssprechung gefestigten Grundaussagen des BVerfG zur Geltung 
und Anwendbarkeit völkerrechtlicher Normen (Gorgülü Entscheidung, BVerfG Beschluss 
vom 14.10.2004 2 BvR 1481/04=BVerfGE 111, 307-332). Bei der Frage, ob und wie 
menschenrechtliche Normen im innerstaatlichen Bereich anzuwenden sind, geht es 
tatsächlich nicht um ein Theoretisieren über randständische Rechtsphänomene, sondern es 
sind die staatsrechtlichen Grundlagen dieser Rechtsordnung und damit in den Blick geraten, 
die den Umgang der Behörden und Gerichte mit menschenrechtlichen Normen auch bei 
Sachverhalten leite, in denen es um elementare Fragen der Gleichstellung behinderter 
Menschen, bisweilen auch um menschenrechtlich hoch sensible Bereiche geht. Hier hilft nur 
eine verfassungsgerichtliche Klärung. Anwaltliche Hinweise auf entsprechend anhängige 
Verfahren vor dem BVerfG nimmt die Monitoring Stelle gerne entgegen.“ (ebd.) 



Vorliegend handelt es sich zwar um keine Kollision, aber Behinderten ist der 
Rechtszugang nicht möglich, wenn sie (wie oft) unbemittelt sind und trotz schwerer 
Krankheit in den kurzen sich an Rechtskundige Fristen bei komplexen Verfahren 
selbst einen Prozesskostenhilfeantrag stellen sollen, der begründet werden muss 
und im Strafrecht zudem komplizierter ist, weil hier auch die Angriffe gegen die 
Entscheidungen der Staatsanwaltschaften untergebracht werden müssen. 
 
Damit sind nach UN-BRK verletzt:  
Artikel 4 Allgemeine Verpflichtungen 
(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die volle Verwirklichung aller 
Menschenrechte und 
Grundfreiheiten für alle Menschen mit Behinderungen ohne jede Diskriminierung 
aufgrund 
von Behinderung zu gewährleisten und zu fördern. 
Zu diesem Zweck verpflichten sich die Vertragsstaaten: 
a) alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen zur 
Umsetzung der in diesem Übereinkommen anerkannten Rechte zu treffen; 
b) alle geeigneten Maßnahmen einschließlich gesetzgeberischer Maßnahmen zur 
Änderung oder Aufhebung bestehender Gesetze, Verordnungen, Gepflogenheiten 
und Praktiken zu treffen, die eine Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen 
darstellen; 
c) den Schutz und die Förderung der Menschenrechte von Menschen mit 
Behinderungen in allen politischen Konzepten und allen Programmen zu 
berücksichtigen; 
d) Handlungen oder Praktiken, die mit diesem Übereinkommen unvereinbar sind, zu 
unterlassen und dafür zu sorgen, dass die staatlichen Behörden und öffentlichen 
Einrichtungen im Einklang mit diesem Übereinkommen handeln.. 
 
Artikel 5 Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung 
(1) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich 
sind, vom Gesetz gleich zu behandeln sind und ohne Diskriminierung Anspruch auf 
gleichen Schutz durch das Gesetz und gleiche Vorteile durch das Gesetz haben. 
(2) Die Vertragsstaaten verbieten jede Diskriminierung aufgrund von Behinderung 
und garantieren Menschen mit Behinderungen gleichen und wirksamen rechtlichen 
Schutz vor Diskriminierung, gleichviel aus welchen Gründen. 
(3) Zur Förderung der Gleichberechtigung und zur Beseitigung von Diskriminierung 
unternehmen die Vertragsstaaten alle geeigneten Schritte, um die Bereitstellung 
angemessener Vorkehrungen zu gewährleisten. 
(4) Besondere Maßnahmen, die zur Beschleunigung oder Herbeiführung der 
tatsächlichen Gleichberechtigung von Menschen mit Behinderungen erforderlich 
sind, gelten nicht als Diskriminierung im Sinne dieses Übereinkommens. 
 
Art. 13 Zugang zur Justiz 
(1) Die Vertragsstaaten gewährleisten Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt 
mit anderen wirksamen Zugang zur Justiz, unter anderem durch verfahrensbezogene 
und altersgemäße Vorkehrungen, um ihre wirksame unmittelbare und mittelbare 
Teilnahme, einschließlich als Zeugen und Zeuginnen, an allen Gerichtsverfahren, 
auch in der Ermittlungsphase und in anderen Vorverfahrensphasen, zu erleichtern. 
(2) Um zur Gewährleistung des wirksamen Zugangs von Menschen mit 
Behinderungen zur Justiz beizutragen, fördern die Vertragsstaaten geeignete 



Schulungen für die im Justizwesen tätigen Personen, einschließlich des Personals 
von Polizei und Strafvollzug. 
 
Die unter der Leitung der damaligen UN-Sonderberichterstatterin für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen, Catalina Devandas Aguilar, entwickelten 
internationalen Grundsätze und Leitlinien wurden im August 2020 veröffentlicht 
(https://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/Access%20to%20Justice-
DEU.pdf):  
legten hierzu folgende Grundsätze vor: 
Grundsatz 6: 
Menschen mit Behinderungen haben das Recht auf unentgeltlichen oder 
erschwinglichen rechtlichen Beistand. 
(insbes. Verfahren u.A. Leben, persönliche Unversehrtheit, Eigentum, Wohnung)  
Grundsatz 8: 
Menschen mit Behinderungen haben das Recht, Menschenrechtsverletzungen und 
Straftaten anzuzeigen und Gerichtsverfahren anzustrengen, sowie das Recht auf 
Ermittlungen in ihrem Fall und auf wirksame Rechtsbehelfe.  
 
Anstatt hier einfach Unzulässigkeit wegen Formalia zu erklären, wie sie übrigens 
nicht vorlagen, wäre hier eine Auseinandersetzung mit dem Massstab der UN-BRK 
vorzunehmen gewesen. 
 
Damit bleiben folgende Rechte der Betroffenen und es bereits verstorbenen 
Erblassers verletzt: 
 
Art. 14 
Recht auf Freiheit, Sicherheit.  
Art. 19 
Recht auf selbstbestimmtes Leben.  
 
Art 25,26 
Menschen mit Behinderungen haben das Recht, das erreichbare Höchstmass an 
Gesundheit ohne Diskriminierung aufgrund von Behinderung zu genießen. Die 
Versorgung muss einen akzeptablen Standard aufweisen.   
Art. 10, 16, 17 
Recht auf Leben und Freiheit von Missbrauch, Gewalt und schädlichen Praktiken in 
allen Lebensbereichen. 
Die Vertragsstaaten müssen alle möglichen Massnahmen ergreifen, überwachen und 
durchsetzen, um Ursachen von Todesfällen aufzuklären.  
 
Art. 28 angemessener Lebensstandard 
Die Betroffene darf nur einen Seltenen schweren Gendefekt erben, das 
Existenzminimum, Versorgung sind hier unzureichend, aber kein Geld um sich diese 
Versorgung leisten zu können. Eine Teilhabe am Familienvermögen ist nicht möglich, 
da sich arme Personen erbrechtlich betrügen lassen müssen, da sie auch hier keine 
anwaltliche Vertretung im Pkh Verfahren bezahlen können und Gerichte gar kein 
Interesse haben, sich mit umfänglichem erbrechtlichen Betrug wie man ihn nur an 
vulnerablen Personen durchführen kann zu beschäftigen. Der bis dato 
gesellschaftlich zulässige Missbrauch an Vulnerablen ist hier besonders gravierend, 
da er sich durch die Generationen zieht. 
 


